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L Ausgangslage

Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt sind auch in der Schweiz ein weit 
verbreitetes gesellschaftliches Problem. Die Polizei rückt schweizweit mehr­
mals pro Tag deswegen aus, so beispielsweise dreizehnmal täglich im Kanton 
Zürich.1 Im Jahr 2018 wurden 18’522 Straftaten polizeilich registriert, die dem 
Bereich der häuslichen Gewalt zugerechnet werden konnten; das sind 38% der

1 Ott/Schwarzenegger 2017, 89.
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